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Ziel von Hartz IV war es, durch  
die Zusammenführung von 

Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 
die Anreize zur Arbeitsaufnahme 
zu erhöhen, die Effi zienz der Ar-
beitsvermittlung zu verbessern 
und nicht zuletzt Kosten einzuspa-
ren. Letzteres gelang nicht, denn 
die Ausgaben für Hartz IV drohen 
wie schon im Vorjahr erneut aus 
dem Ruder zu laufen. Auf der Su-
che nach Gründen wird derzeit vor 
allem über Leistungsmissbrauch 
geklagt. Erst in zweiter Linie wird 
über Fehlkonzeptionen, die zum 
Teil den Missbrauch erst ermög-
lichen, diskutiert. Problematisch 
sind die Abgrenzung der Erwerbs-
fähigkeit ehemaliger Sozialhilfe-
empfänger oder die Kriterien und 
Leistungsansprüche der so ge-
nannten Bedarfsgemeinschaften, 
deren Zahl unerwartet stark ge-
stiegen ist. Kurzfristig sollen die 
fehlenden Milliarden beim Arbeits-
losengeld II und anderen Hartz IV-
Leistungen durch Einsparungen 
bei anderen Förderprogrammen für 
Arbeitslose, vor allem aber durch 
Leistungskürzungen bei mangeln-
der Arbeitswilligkeit der Leistungs-
empfänger kompensiert werden. 
Ob das die adäquaten Maßnahmen 
sind, ist selbst innerhalb der Regie-
rung umstritten; die Streitigkeiten 
zwischen den Koalitionsparteien 
um weitere Korrekturen an den Ar-
beitsmarktreformen über die aktu-
ellen Nachbesserungen im Hartz 
IV-Fortentwicklungsgesetz hinaus 
haben hier ihren Ursprung. 

Die Erfolgsaussichten der 
Hartz‘schen Arbeitsmarktreformen 
wurden von Anfang an schon des-
halb vielfach überschätzt, als sich 
ihr Hauptaugenmerk lediglich auf 
die Verwaltung und Minderung 
der ausgewiesenen Arbeitslosig-
keit richtete. Das bedeutet aber 
nicht zugleich eine Erhöhung der 
Beschäftigung – zumindest nicht 
auf dem ersten Arbeitsmarkt, also 

von sozialversicherungspfl ichtigen 
Tätigkeiten. Die im Rahmen von 
Hartz IV angebotenen 1-Euro- bzw. 
Zusatzjobs sind kein Ersatz, teil-
weise gefährden sie wie auch die 
Minijobs und Ich-AGs sogar re-
guläre Arbeitsplätze. Erfolgreiche 
Arbeitsmarktpolitik funktioniert vor 
allem über eine wachstumsfreund-
liche Wirtschaftpolitik. Hier sind 
die Rahmenbedingungen aber 
nach wie vor unzureichend. Ob 
Sachverständigenrat, Wirtschafts-
forschungsinstitute oder zuletzt 
die OECD, alle bemängeln ein zu 
schwaches Potentialwachstum 
hierzulande und fordern weitere 
Arbeitsmarktreformen.

Es gibt kein Patentrezept für 
mehr Beschäftigung, schon gar 
nicht kurzfristig. Die Probleme sind 
komplex und längerfristig angelegt. 
Angesichts der seit Jahren grundle-
gend geringen Wirtschaftsdynamik 
stehen nicht im gewünschten Ma-
ße Arbeitsplätze zur Verfügung. Ein 
weiteres Prob lem sind die Arbeits-
kosten sowie unser Steuer-, Abga-
ben- und Sozialsystem. Es ist kein 
Widerspruch, dass die Arbeitgeber 
vielfach über zu hohe Arbeitskos-
ten klagen und die Arbeitnehmer 
über zu geringe Einkommen; die 
hohe Abgabenbelastung bei re-
gulärer Beschäftigung verursacht 
eine große Schere zwischen Brut-

toarbeitskosten und Nettolöhnen. 
Das dämpft auf der einen Seite die 
Einstellungsbereitschaft, auf der 
anderen Seite die Arbeitsanreize.

Für Langzeitarbeitslose, von de-
nen der Großteil nicht oder gering 
qualifi ziert ist, kommt hinzu, dass 
die Lohnersatzleistungen im Rah-
men von Hartz IV kaum niedriger, 
zum Teil, insbesondere für jene mit 
Familie, sogar höher als das er-
zielbare Erwerbseinkommen sind. 
Hier liegt es in der Natur der Sa-
che, dass solche Personen vielfach 
nur durch Leistungskürzungen bei 
Ablehnung zumutbarer Tätigkeiten 
zu deren Annahme zu bewegen 
sind. Das setzt allerdings auf der 
anderen Seite voraus, dass solche 
Arbeitsplätze auch zur Verfügung 
stehen und die Vermittlung funkti-
oniert; Ersteres ist derzeit nicht in 
ausreichendem Maße der Fall und 
an Letzterem gab es in jüngerer 
Vergangenheit viel Kritik wegen 
des Kompetenzwirrwarrs zwischen 
Kommunen und Arbeitsagenturen 
und wegen der unzureichenden 
Betreuung.

Niedriger entlohnte Tätigkeiten 
bzw. Hinzuverdienstmöglichkeiten 
müssten zudem attraktiver ge-
macht werden. Kombilöhne schei-
nen hier auf den ersten Blick ein 
probates Mittel; unklar ist aber 
nach wie vor deren konkrete Aus-
gestaltung, um Missbrauch an an-
derer Stelle, nämlich durch Mitnah-
meeffekte auf Arbeitgeberseite, zu 
verhindern. Mit Mindestlöhnen und 
zusätzlichem Elterngeld für Hartz 
IV-Empfänger, wie sie gegenwärtig 
in den Koalitionsparteien diskutiert 
werden, werden aber eher neue 
Fehlanreize gesetzt. Dass diese 
Fragen und weitergehende Kor-
rekturen an den Hartz-Reformen 
in den Herbst vertagt wurden, 
zeigt, dass die im August in Kraft 
tretenden Nachbesserungen an 
Hartz IV nicht ausreichen.
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